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Die Ministerpräsidentin Schwerin, den 1. Dezember 2021 
Chef der Staatskanzlei 

 

 

 

An die 

Präsidentin des Landtages 

Mecklenburg-Vorpommern 

Frau Birgit Hesse 

Schloss 

19053 Schwerin 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betr.: Unterrichtung durch die Landesregierung  

 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

 

in der Anlage übersende ich Ihnen in Umsetzung des Beschlusses des Landtages vom 

27. November 2020 auf Drucksache 7/5615 mit der Bitte um Kenntnisnahme und zu Ihrer 

weiteren Veranlassung nachfolgende Dokumente: 

 

1. Verordnung über besondere Maßnahmen zur Verhinderung der Ausbreitung des 

Coronavirus SARS-CoV-2 an Hochschulen vom 29. November 2021, 

2. Vierte Verordnung zur Eindämmung der Atemwegserkrankung COVID-19/Übertragung 

von SARS-CoV-2 im Bereich von Schule vom 30. November 2021, 

3. Erste Verordnung zur Änderung der Corona-Kindertagesförderungsverordnung vom 

30. November 2021, 

4. Erste Verordnung zur Änderung der Hochschul-Corona-Verordnung vom 

30. November 2021, 

5. Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Corona-LVO M-V vom 

30. November 2021. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 
Patrick Dahlemann 
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Verordnung über besondere Maßnahmen zur Verhinderung der Ausbreitung  

des Coronavirus SARS-CoV-2 an Hochschulen 

(Hochschul-Corona-Verordnung – HochschulCoronaVO M-V)

Vom 29. November 2021

GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 2126 - 13 - 60

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit den §§ 28 Absatz 1 und 28a des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBl. I S. 4906) geändert worden ist, in Verbindung mit § 12 Absatz 7 
der Corona-LVO M-V vom 23. November 2021 (GVOBl. M-V S. 1534), die zuletzt durch Verordnung vom 26. November 2021 (GVOBl. 
M-V S. 1726) geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten im Einver-
nehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium:

Inhaltsübersicht

§ 1 

Anwendungsbereich und Begriffsbestimmung

(1) Diese Verordnung dient der Bekämpfung der Pandemie des 
Coronavirus-SARS-CoV-2 (Coronavirus) im Rahmen des Ge-
sundheitsschutzes an den staatlichen und staatlich anerkannten 
Hochschulen nach § 1 Absatz 1 und 5 des Landeshochschulgeset-
zes Mecklenburg-Vorpommern.

(2) Vom Anwendungsbereich dieser Verordnung sind auch die 
Studierendenwerke nach § 2 Studierendenwerksgesetz Mecklen-
burg-Vorpommern erfasst, soweit dies in § 9 bestimmt ist. Vom 
Anwendungsbereich nicht erfasst ist die Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung, Polizei und Rechtspflege des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern. Für Fern- und Onlinestudiengänge gelten 
für Präsenzanteile und Prüfungen die Bestimmungen des Bundes-
landes, in welchem die Präsenzanteile und Prüfungen durchge-
führt werden; im Übrigen richtet sich die Durchführung der Prä-
senzanteile und Prüfungen nach dieser Verordnung.

(3) Soweit in dieser Verordnung auf die risikogewichtete Einstu-
fung verwiesen wird, handelt es sich um das Ergebnis der Einstu-
fung des COVID-19-Infektionsgeschehens des Landesamtes für 
Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern. Wesentli-
cher Maßstab hierfür ist insbesondere die Anzahl der in Bezug 
auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 in ein 
Krankenhaus aufgenommenen Personen je 100.000 Einwohner 
innerhalb von sieben Tagen des Landkreises oder der kreisfreien 
Stadt (Sieben-Tage-Inzidenz der Hospitalisierten). Weitere Indi-
katoren sind die Anzahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 je 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen 
des Landkreises oder der kreisfreien Stadt (Sieben-Tage-Inzidenz 

der COVID-19-Fälle), die verfügbaren intensivmedizinischen 
Behandlungskapazitäten (ITS-Auslastung) und die Anzahl der 
gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpften Personen. Hin-
sichtlich der durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales 
Mecklenburg-Vorpommern anzusetzenden Schwellenwerte für 
die in Satz 2 und 3 genannten Indikatoren gilt die Anlage I 
(Schwellenwerte für die Indikatoren der risikogewichteten Ein-
stufung des COVID-19-Infektionsgeschehens). Die aktuelle risi-
kogewichtete Einstufung wird unter www.lagus.mv-regierung.
de/Gesundheit/Infektionsschutz-Praevention/Daten-Corona-
Pandemie veröffentlicht.

§ 2 

Grundsätze für den Präsenz-Studienbetrieb

(1) An den Hochschulen kann der Studienbetrieb grundsätzlich in 
Präsenz nach Maßgabe dieser Verordnung stattfinden; im Übrigen 
findet der Studienbetrieb in digitalen Formaten und anderen Fern-
lehrformaten statt. Soweit der Studienbetrieb in Präsenz stattfin-
det, können die Hochschulen in begründeten Einzelfällen für Stu-
dierende, die pandemiebedingt an Präsenzveranstaltungen nicht 
teilnehmen können, andere Formate anbieten.

(2) Hochschulgebäude dürfen nur zu Zwecken der Hochschule 
genutzt werden. Die Hochschule kann die Nutzung für weitere 
Zwecke zulassen; Ausnahmen nach Halbsatz 1 sind im Hygiene- 
und Sicherheitskonzept nach § 6 Absatz 1 darzustellen.

(3) Für Ansammlungen und Zusammenkünfte zu privaten Zwe-
cken auf dem Gelände der Hochschule und sonstige Veranstaltun-
gen außerhalb des Lehrbetriebs gilt § 6 der Corona-LVO M-V.
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§ 3 

Präsenz-Veranstaltungen des Studienbetriebs

Veranstaltungen in Präsenzform und sonstige Präsenzformate des 
Studienbetriebs bedürfen unter Berücksichtigung der risikoge-
wichteten Einstufung im Sinne von § 1 Absatz 3 und nach Maß-
gabe dieser Verordnung der Zulassung durch die Hochschule, die 
nach pflichtgemäßem Ermessen erteilt wird.

§ 4 

Teilnahme an Präsenzveranstaltungen

(1) An den Veranstaltungen in Präsenzform und in sonstigen Prä-
senzformaten der Hochschulen dürfen nur Personen teilnehmen, die 
zu Beginn der Veranstaltung einen Nachweis im Sinne von § 2 
Nummer 7 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung 
(SchAusnahmV) vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) vor-
legen, dass keine Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus besteht. 
Die Vorlage eines Negativ-Tests ist nicht erforderlich für geimpfte 
Personen im Sinne von § 2 Nummer 2 SchAusnahmV und genesene 
Personen im Sinne von § 2 Nummer 4 SchAusnahmV. Die Sätze 1 
und 2 gelten auch für das wissenschaftliche und künstlerische Per-
sonal der Hochschule im Sinne von § 55 Landeshochschulgesetz 
Mecklenburg-Vorpommern. § 28b des Infektionsschutzgesetzes 
bleibt hiervon unberührt.

(2) Für Prüfungen können die Hochschulen im Einzelfall Abwei-
chungen von Absatz 1 vorsehen, dass auch nicht getestete, nicht 
geimpfte und nicht genesene Studierende an den Prüfungen teil-
nehmen dürfen. Diese sind räumlich getrennt von den Prüfungen 
getesteter, geimpfter und genesener Studierender durchzuführen. 
§ 5 bleibt hiervon unberührt.

(3) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Ab-
satz 3 der Stufe 3 oder höher der risikogewichteten Einstufung 
zugeordnet, können die hiervon betroffenen Hochschulen in Ab-
weichung von Absatz 1 vorsehen, dass an den Veranstaltungen in 
Präsenzform oder in sonstigen Präsenzformaten ausschließlich 
geimpfte oder genesene Personen nach § 2 Nummer 2 und Num-
mer 4 COVID-19-Schutzmaßnahmenverordnung zur Verhinde-
rung der Verbreitung von COVID-19 teilnehmen dürfen (Zwei-G-
Optionsmodell). § 28b des Infektionsschutzgesetzes bleibt unbe-
rührt. 

Folgende Personen sind unter den Voraussetzungen der nachfol-
genden Aufzählung den Geimpften und Genesenen nach Satz 1 
gleichgesetzt: 

1. Personen, die aufgrund einer medizinischen Kontraindikation 
nicht gegen Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft werden kön-
nen, wenn sie vor dem Betreten der Einrichtung oder des Ver-
anstaltungsortes ein ärztliches Attest vorlegen, in dem die 
medizinische Kontraindikation gegen eine Coronavirus 
SARS-CoV-2 Impfung bescheinigt wird sowie einen Nach-
weis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 4 Absatz 1 
Satz 1 durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Co-
ronavirus SARS-CoV-2 erbringen.

2. Schwangere bis zum 31. Dezember 2021, wenn sie vor dem 
Betreten der Einrichtung oder des Veranstaltungsortes ein 
ärztliches Attest vorlegen, in dem die bestehende Schwanger-

schaft bescheinigt wird sowie einen Nachweis über ein nega-
tives Ergebnis einer gemäß § 4 Absatz 1 Satz 1 durchgeführten 
Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
erbringen.

Bei den unter Nummer 1 und 2 aufgezählten Personen dürfen zum 
Zeitpunkt des Besuchs der Veranstaltung keine typischen Symp-
tome oder sonstigen Anhaltspunkte für eine Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2, wie zum Beispiel Atemnot, neu auf-
tretender Husten, Fieber und Geruchs- oder Geschmacksverlust 
vorliegen. Die Hochschulen haben durch eine wirksame Zugangs-
kontrolle zu gewährleisten, dass die Vorgaben eingehalten wer-
den; hierbei ist die Erfüllung der Vorgaben personenbezogen zu 
prüfen. Die Hochschulen müssen sicherstellen, dass die Studie-
renden, die an den Präsenzveranstaltungen nicht teilnehmen dür-
fen, über digitale oder ähnliche Formate an den Veranstaltungen 
teilnehmen können. Die digital oder in ähnlichen Formaten anzu-
bietenden Veranstaltungen müssen nicht zwingend zeitgleich, 
aber zeitnah erfolgen. Die konkrete Umsetzung obliegt den Hoch-
schulen.

(4) Vom Zwei-G-Optionsmodell nach Absatz 3 sind folgende Ver-
anstaltungen ausgeschlossen: 

1. Praxisveranstaltungen, insbesondere die spezielle Labor- oder 
Arbeitsräume an den Hochschulen erfordern, insbesondere 
Laborpraktika, praktische Ausbildungsanteile mit Patienten-
kontakt unter Einhaltung der Vorgaben der Klinika und Lehr-
krankenhäuser, Präparierkurse sowie Veranstaltungen mit 
überwiegend praktischen und künstlerischen Ausbildungsan-
teilen,

2. Prüfungen, insbesondere Studienabschluss- und abschlussre-
levante Teilprüfungen,

3. Zugangs- und Zulassungsverfahren sowie 

4. an der Hochschule für Musik und Theater Rostock der musi-
kalische Übebetrieb oder die künstlerische selbständige Ar-
beit am Werk, soweit diese zwingend notwendig sind. 

(5) Überschreitet die Hospitalisierungsinzidenz nach den auf der 
Internetseite des Landesamtes für Gesundheit und Soziales Meck-
lenburg-Vorpommern (www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/
InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie) veröffent-
lichten Daten landesweit einen Schwellenwert von 6 an drei auf-
einanderfolgenden Tagen, können ab dem übernächsten Tag alle 
Hochschulen im Sinne von § 1 Absatz 1 das Zwei-G-Optionsmo-
dell nach den Absätzen 3 bis 4 einführen. 

(6) Abweichend von der Vorlage eines tagesaktuellen Tests im 
Sinne von § 2 Nummer 7 SchAusnahmV kann die Hochschule 
eine zweimal wöchentliche Testung für den Studienbetrieb, ein-
schließlich der Nutzung der Archive und Bibliotheken, vorsehen, 
wenn die risikogewichtete Einstufung gemäß § 1 Absatz 3 der 
Stufe 1 zugeordnet wird. Ebenso können die Hochschulen vorse-
hen, dass die Testpflicht durch eine Testung in der Häuslichkeit 
erfüllt werden kann, wenn die risikogewichtete Einstufung gemäß 
§ 1 Absatz 3 der Stufe 1 zugeordnet wird. Hierzu bedarf es der 
Vorlage einer Bestätigung der Richtigkeit der Angaben durch eine 
eidesstattliche Versicherung des Getesteten.



1744 Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 2021 Nr. 75

(7) Die Hochschule ist zur Überprüfung der Impf-, Genesenen- 
oder Testnachweise verpflichtet. Zeitpunkte und Organisation der 
Testung und des Nachweises bestimmt die Hochschule selbst. Die 
Umsetzung eines Testkonzepts ist im Hygiene- und Sicherheits-
konzept nach § 6 darzustellen. Im Testkonzept ist auch darzustel-
len, wie die Überprüfung des Nachweises erfolgen soll.

(8) Personen, die Symptome aufweisen, die auf eine Erkrankung 
mit COVID-19 im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen (https://www.rki.de/covid-19- 
steckbrief), dürfen an Präsenzveranstaltungen einschließlich Prü-
fungen nicht teilnehmen. Ausnahmen hiervon sind bei Vorliegen 
eines negativen Nukleinsäurenachweises (PCR, PoC-PCR oder 
weitere Methoden der Nukleinsäureamplifikationstechnik) mög-
lich, der nicht älter als 48 Stunden sein darf. Hierauf ist in geeig-
neter Weise durch die Hochschule vorab hinzuweisen.

(9) Die Hochschulen können bei Personen, die den Verpflichtun-
gen aus Absatz 1, 3 und 8 vorwerfbar nicht nachkommen, entspre-
chende Maßnahmen erlassen, die im Einzelfall bis zum Aus-
schluss von der Veranstaltung reichen können. Im Wiederholungs-
fall sind auch weitergehende Maßnahmen zulässig.

§ 5 

Abstandspflicht, Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung

(1) Es ist ein Mindestabstand von 1,5 Metern zu anderen Personen 
einzuhalten, sofern in den Absätzen 2 bis 5 nichts anderes geregelt 
ist.

(2) In Hörsälen und geeigneten Räumen kann der Abstand zwi-
schen den Sitzplätzen auf jeweils einen Sitzplatz Abstand redu-
ziert werden (sogenanntes Schachbrettschema). Ebenso kann aus 
besonderen räumlichen Gründen, insbesondere in Laboren oder 
Räumen für künstlerisches Arbeiten, vom Mindestabstand nach 
Absatz 1 abgewichen werden.

(3) Für bestimmte Formate und Fächer, wenn die Eigenart der 
Veranstaltung die Mindestabstandsregel nicht zulässt (z.B. prakti-
sche Teile der Ausbildung im sportlichen, künstlerischen, medizi-
nischen Bereich) sind Abweichungen von den vorstehenden Be-
stimmungen zulässig. In diesen Fällen sollten die Veranstaltungen 
möglichst in fest definierten, konstanten Gruppen stattfinden. Die 
Entscheidung trifft die Hochschule in Abstimmung mit den je-
weils zuständigen Gesundheitsämtern.

(4) In den Gebäuden der Hochschulen, die öffentlich oder hoch-
schulöffentlich zugänglich sind, und an Arbeits- und Betriebsstät-
ten in geschlossenen Räumen ist eine medizinische Gesichtsmas-
ke (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atem-
schutzmaske (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-
Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum 
Beispiel FFP2-Masken) gemäß § 1b Absatz 1 der Corona-LVO 
M-V zu tragen. Dies gilt nicht,

1. am festen Steh- oder Sitzplatz, wenn ein Mindestabstand von 
1,5 Metern eingehalten oder die Übertragung von Viren durch 
ähnlich geeignete physische Barrieren verringert wird;

2. bei schweren körperlichen Tätigkeiten, wenn ein Mindestab-
stand von 1,5 Metern eingehalten wird;

3. beim musikalischen oder darstellenden Vortrag und beim mu-
sikalischen Übebetrieb;

4. bei der Sportausübung;

5. bei der Nahrungsaufnahme und zur Identifikation, wenn ein 
Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten wird;

6. wenn Kontakte nur mit Angehörigen des eigenen Haushalts 
erfolgen;

7. für Personen, die glaubhaft machen können, dass ihnen das 
Tragen einer medizinischen Maske aus gesundheitlichen 
Gründen nicht möglich oder nicht zumutbar ist, wobei die 
Glaubhaftmachung durch eine ärztliche Bescheinigung zu er-
folgen hat,

8. wenn dies aufgrund der besonderen Umstände des Einzelfalls 
unzumutbar ist;

9. wenn die Verpflichtung aufgrund der Art der Lehrveranstal-
tung oder Prüfung nicht umsetzbar ist.

In den Fällen des Satzes 2 ist dafür Sorge zu tragen, dass ein an-
derweitiger mindestens gleichwertiger Schutz für andere Perso-
nen gegeben ist. Wenn die risikogewichtete Einstufung gemäß § 1 
Absatz 3 der Stufe 2 oder höher zugeordnet wird, gilt die Ausnah-
me nach Satz 2 Nummer 1 nicht.

(5) Von der Abstandspflicht und der Pflicht zum Tragen einer me-
dizinischen Gesichtsmaske bzw. Atemschutzmaske in Hörsälen 
und sonstigen Veranstaltungsräumen können die Hochschulen 
vollständig absehen, sofern sämtliche an der Veranstaltung Teil-
nehmenden, einschließlich des wissenschaftlichen und künstleri-
schen Personals der Hochschule im Sinne von § 55 Landeshoch-
schulgesetz, über einen Nachweis nach § 2 Nummer 2 oder 4 
COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung verfügen. 
Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 3 
der Stufe 2 oder höher der risikogewichteten Einstufung zugeord-
net, ist eine Ausnahmeregelung zur Pflicht zum Tragen einer me-
dizinischen Gesichtsmaske bzw. Atemschutzmaske nach Satz 1 
unzulässig; die Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Metern 
wird dringend empfohlen.

(6) Über die Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nase-Bede-
ckung auf dem Gelände der Hochschulen außerhalb von Gebäu-
den entscheiden die Hochschulen eigenverantwortlich.

(7) Soweit nach dieser Verordnung das Tragen einer medizini-
schen Gesichtsmaske oder Atemschutzmaske vorgeschrieben ist, 
gilt § 1b Absatz 3 der Corona-LVO M-V entsprechend.

(8) Die Vorgaben der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung 
vom 25. Juni 2021 (BAnz AT 28.06.2021 V1) bleiben unbe-
rührt.

(9) Näheres regeln die Hochschulen in den Hygiene- und Sicher-
heitskonzepten gemäß § 6.

(10) Die Hochschulen können im Falle eines vorwerfbaren Ver-
stoßes gegen das Abstandsgebot und gegen die Pflicht zum Tragen 
der Mund-Nase-Bedeckung entsprechende Maßnahmen erlassen, 
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die im Einzelfall bis zum Ausschluss von der Veranstaltung und 
dem Verweis der Person vom Hochschulgelände reichen können.

§ 6 

Hygiene- und Sicherheitskonzept

(1) Jede Hochschule hat ein Hygiene- und Sicherheitskonzept zu 
erstellen, welches den jeweils zuständigen Gesundheitsämtern im 
Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Meck-
lenburg-Vorpommern vorzulegen und von den Hochschulen um-
zusetzen ist.

(2) Im Hygiene- und Sicherheitskonzept ist darzustellen, wie die 
Hygienevorgaben umgesetzt werden sollen, insbesondere

1. die Einhaltung des Mindestabstands von 1,5 Metern,

2. die Regelung von Personenströmen,

3. die regelmäßige und ausreichende Lüftung von Innenräumen,

4. die regelmäßige Reinigung von Oberflächen und Gegenstän-
den,

5. eine rechtzeitige und verständliche Information über die gel-
tenden Hygienevorgaben

6. die Umsetzung weiterer besonderer Hygienevorgaben nach 
dieser Verordnung, insbesondere, wenn der Abstand von 1,5 
Metern nicht eingehalten wird, und

7. Regelungen zum Testen auf COVID-19-Infektionen soweit 
dieses im Rahmen des Hygiene- und Sicherheitskonzepts er-
forderlich ist.

(3) Auf Verlangen des zuständigen Gesundheitsamtes hat die 
Hochschule über die konkrete Umsetzung des Hygiene- und Si-
cherheitskonzeptes Auskunft zu erteilen.

§ 7 

Studienbetrieb Sport, Allgemeiner Hochschulsport

(1) Die Zulässigkeit und Ausgestaltung des Studienbetriebs Sport 
und des Allgemeinen Hochschulsports orientiert sich an den für 
den vereinsbasierten Sportbetrieb geltenden Vorschriften der Co-
rona-LVO M-V.

(2) Im Übrigen richtet sich der Studienbetrieb Sport und der allge-
meine Hochschulsport an den mit den zuständigen Gesundheits-
ämtern jeweils abgestimmten Hygiene- und Sicherheitskonzep-
ten.

§ 8 

Bibliotheken

Der Betrieb und Besuch der Hochschulbibliotheken und -archive 
erfolgt nach den mit den zuständigen Gesundheitsämtern jeweils 
abgestimmten Hygiene- und Sicherheitskonzepten entsprechend 
der Regelungen in § 6. Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt 
gemäß § 1 Absatz 3 der Stufe 3 oder höher der risikogewichteten 
Einstufung zugeordnet, kann der Zugang auf Hochschulangehörige 
begrenzt werden.

§ 9 

Mensen, Cafeterien und sonstige  

Verpflegungseinrichtungen und -angebote

(1) Für Mensen, Cafeterien und sonstige Verpflegungseinrichtungen 
und -angebote gilt § 3 Absatz 3 der Corona-LVO M-V. Werden die 
Mensen, Cafeterien und sonstigen Verpflegungseinrichtungen und 
-angebote der Studierendenwerke auch für die Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht, gilt in Abweichung zu Satz 1 § 3 Absatz 1 und 2 
der Corona-LVO M-V. Soweit Ausnahmen hiervon erforderlich sind, 
sind diese mit den zuständigen Gesundheitsämtern abzustimmen.

(2) Die konkrete Umsetzung der Maßnahmen liegt im Verantwor-
tungsbereich der Studierendenwerke.

§ 10 

Befugnisse der zuständigen Behörden

(1) Die zuständigen Gesundheitsämter können auf Antrag Aus-
nahmen von den Geboten und Verboten aus §§ 2 bis 5 genehmi-
gen, soweit die dadurch bewirkten Belastungen im Einzelfall eine 
besondere Härte darstellen und die Belange des Infektionsschut-
zes nicht überwiegen.

(2) Die Befugnis der zuständigen Behörden, weitergehende Maß-
nahmen zum Schutz vor Infektionen nach dem Infektionsschutz-
gesetz zu treffen, bleibt von dieser Verordnung unberührt.

(3) Die von dieser Verordnung erfassten Hochschulen können im 
Rahmen des Hausrechts und unter Beachtung der infektionsschutz-
rechtlichen Allgemeinverfügungen der hierfür zuständigen Stellen 
über diese Verordnung hinausgehende Maßnahmen treffen.

§ 11 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 28. Dezember 2021 au-
ßer Kraft.

Schwerin, 29. November 2021

Die Ministerin für Wissenschaft, Kultur, 

Bundes- und Europaangelegenheiten 

Bettina Martin
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§ 1 
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmung

(1) Sofern die Verordnung nichts anderes bestimmt, gilt diese Ver-
ordnung für alle Schulen im Anwendungsbereich des Schulgeset-
zes für das Land Mecklenburg-Vorpommern mit Ausnahme der 
Musikschulen sowie der Kinder- und Jugendkunstschulen.

(2) Soweit in dieser Verordnung auf die risikogewichtete Einstu-
fung verwiesen wird, handelt es sich um das Ergebnis der Einstu-
fung des COVID-19-Infektionsgeschehens des Landesamtes für 
Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern. Wesentli-
cher Maßstab hierfür ist insbesondere die Anzahl der in Bezug auf 
eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 in ein Kranken-
haus aufgenommenen Personen je 100.000 Einwohner innerhalb 
von sieben Tagen des Landkreises oder der kreisfreien Stadt (Sie-
ben-Tage-Inzidenz der Hospitalisierten). Weitere Indikatoren sind 
die Anzahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 je 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen des 
Landkreises oder der kreisfreien Stadt (Sieben-Tage-Inzidenz der 
COVID-19-Fälle), die verfügbaren intensivmedizinischen Be-
handlungskapazitäten (ITS-Auslastung) und die Anzahl der gegen 
das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpften Personen. Hinsichtlich 
der durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklen-
burg-Vorpommern anzusetzenden Schwellenwerte für die in Satz 2 
und 3 genannten Indikatoren gilt die Anlage I (Schwellenwerte für 
die Indikatoren der risikogewichteten Einstufung des COVID-19- 
Infektionsgeschehens) der Corona-LVO M-V in der jeweils gülti-
gen Fassung. Die aktuelle risikogewichtete Einstufung wird unter 
www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/Infektionsschutz 
Praevention/Daten-Corona-Pandemie veröffentlicht. Soweit diese 
Verordnung hinsichtlich der Geltung oder des Wegfalls von Maß-
nahmen an die risikogewichtete Einstufung anknüpft, gibt der je-
weilige Landkreis oder die kreisfreie Stadt den Tag bekannt, ab 
dem die Maßnahmen gelten beziehungsweise wegfallen.

(3) Atemschutzmaske ist eine Schutzmaske gemäß Anlage der 
Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung – SchutzmV in der je-
weils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Maske.

(4) Abschlussjahrgänge im Sinne dieser Verordnung sind:

1. Jahrgangsstufe 10 der Mittleren Reife an Regionalen Schulen 
und Gesamtschulen im Bildungsgang der Mittleren Reife,

2. Jahrgangsstufe 12 an den Gymnasien und den Gesamtschulen,

3. Jahrgangsstufe 13 an Abendgymnasien und Fachgymnasien,

4. alle 10. Jahrgangsstufen der Mittleren Reife an den überre-
gionalen Förderzentren (ÜFZ),

5. Jahrgangsstufen 9 und 10 der Schulen mit dem Förderschwer-
punkt Lernen,

6. alle Abschlussklassen an beruflichen Schulen. Als Abschluss-
klassen an den beruflichen Schulen sind die Klassen zu be-
trachten, in denen nach Maßgabe der einschlägigen Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung des jeweiligen Bildungsgan-
ges bis zum Ende des 1. Halbjahres des Schuljahres 2022/2023 
eine Abschlussprüfung vorgesehen ist.

(5) Abschlussjahrgänge im Sinne dieser Verordnung sind eben-
falls:

1. die Jahrgangsstufe 9 an der Regionalen Schule sowie im zur 
Mittleren Reife führenden Bildungsgang der Kooperativen 
Gesamtschule und die Jahrgangsstufe 9 der Integrierten Ge-
samtschule,

2. die Jahrgangsstufe 11 der allgemein bildenden Schulen sowie 
die Jahrgangsstufe 12 der Abendgymnasien und Fachgymna-
sien,

3. die den Abschlussjahrgängen nach Absatz 4 Nummer 6 unmit-
telbar nachfolgenden Jahrgänge an den beruflichen Schulen,

4. alle Klassen der Bildungsgänge Berufsvorbereitungsjahr (ein-
jährig, zweijährig), Berufsvorbereitende Bildungsmaßnah-
men (BVB) und Berufsvorbereitungsjahr für Ausländer, die 
zum Ende des Schuljahres 2021/2022 abgeschlossen werden.

§ 1a 
Testpflicht, Erleichterungen und Ausnahmen  

von Schutzmaßnahmen zur Verhinderung  
der Verbreitung von COVID-19

(1) Die Teilnahme am Präsenzunterricht oder an der Notbetreuung 
ist nur zulässig für Schülerinnen und Schüler, die zweimal in der 
Woche mittels eines anerkannten Tests auf eine Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 getestet werden.

Vierte Verordnung zur Eindämmung der Atemwegserkrankung COVID-19/
Übertragung von SARS-CoV-2 im Bereich von Schule 

(4. Schul-Corona-Verordnung – 4. SchulCoronaVO M-V)

Vom 30. November 2021

GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 2126 - 13 - 61

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit §§ 28 Absatz 1, 28a Absatz 7 und 30 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes 
vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBl. I S. 4906) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 12 Absatz 6 der Corona-LVO M-V vom 23. November 2021 (GVOBl. M-V S. 1534), die zuletzt durch 
die Verordnung vom 26. November 2021 (GVOBl. M-V S. 1726) geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Bildung und 
Kindertagesstätten im Einvernehmen mit dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Sport:
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Die Testpflicht kann erfüllt werden durch:

1. die Testung mittels eines anerkannten Selbsttests in der Schu-
le unter Begleitung der Lehrkräfte,

2. die Testung in einem anerkannten Testzentrum und Vorlage 
der Bescheinigung in der Schule zu Unterrichtsbeginn,

3. die Testung in einer anerkannten Teststelle und Vorlage der 
Bescheinigung in der Schule zu Unterrichtsbeginn oder

4. die Testung in der Häuslichkeit und Vorlage der Bestätigung 
der Erziehungsberechtigten oder volljährigen Schülerinnen 
und Schüler über ein negatives Testergebnis.

(2) Lehrkräfte, unterstützende pädagogische Fachkräfte sowie Re-
ferendarinnen und Referendare unterliegen der Testpflicht gemäß 
§ 28b Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes.

(3) Die Vorgaben nach Absatz 1 und Absatz 2 gelten für geimpfte 
und genesene Personen gemäß COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmeverordnung als erfüllt.

§ 2 
Mund-Nase-Bedeckungspflicht in Schulgebäuden  

sowie in und auf schulischen Anlagen

(1) Grundsätzlich hat jede Person, die sich in Schulgebäuden oder 
in und auf allen schulischen Anlagen aufhält, eine Mund-Nase-
Bedeckung zu tragen. Bei Personal des Landes Mecklenburg-
Vorpommern handelt es sich hierbei um eine Dienstpflicht. FFP2-
Masken können bei Schülerinnen und Schülern und Lehrerinnen 
und Lehrern, sowie bei weiterem Schulpersonal mit einem beson-
deren Risiko für schwere COVID-19-Erkrankungsverlaufe in ei-
gener Zuständigkeit erwogen werden. Ausnahmen von der Pflicht 
zum Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung sind abschließend in 
dieser Verordnung geregelt.

(2) Wird innerhalb von Schulgebäuden oder jedweder schulischer 
Anlage der Pflicht zum Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung vor-
werfbar nicht nachgekommen, darf die Schulleiterin oder der 
Schulleiter die Person sofort und für die Dauer des Kalendertages 
des Schulgeländes verweisen.

§ 3 
Mund-Nase-Bedeckung auf Schulwegen

Alle Schülerinnen und Schüler, insbesondere diejenigen, die eine 
öffentliche Schulbeförderung für den Weg von und zur Schule 
nutzen, sind angehalten, auf dem Schulweg bei größeren Grup-
pen, wo der Mindestabstand von 1,5 Metern nicht eingehalten 
werden kann, eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen. Weiterge-
hende Regelungen für den öffentlichen Personennahverkehr oder 
die Schülerbeförderung bleiben unberührt.

§ 3a 
Aussetzung und Wiedereinführung  
der Mund-Nase-Bedeckungspflicht

(1) In Landkreisen und kreisfreien Städten, die nach der risiko-
gewichteten Einstufung an fünf aufeinander folgenden Tagen Stu-
fe 1 (grün) zugeordnet sind, besteht nach der Bekanntgabe nach  
§ 1 Absatz 2 Satz 6 keine Pflicht, eine Mund-Nase-Bedeckung zu 
tragen. Ausgenommen hiervon sind Veranstaltungen nach § 6 die-
ser Verordnung.

(2) In Landkreisen und kreisfreien Städten, die nach der risiko-
gewichteten Einstufung an drei aufeinander folgenden Tagen Stu-
fe 2 (gelb) oder einer höheren Stufe zugeordnet sind, hat jede 
Person, die sich in Schulgebäuden oder in und auf schulischen 
Anlagen aufhält, eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen.

(3) Die Regelungen der Absätze 1 und 2 gelten nicht nach einer 
unterrichtsfreien Zeit von mehr als 7 Tagen. In diesen Fällen hat 
jede Person, die sich in Schulgebäuden aufhält, ab dem ersten Un-
terrichtstag nach der unterrichtsfreien Zeit unabhängig von der 
Schulart für zwei Schulwochen eine Mund-Nase-Bedeckung zu 
tragen. Für die an Schulen Beschäftigten gilt diese Pflicht auch in 
der Vorbereitungswoche. Es gelten die Ausnahmen des § 4. Die 
risikogewichtete Einstufung am vorletzten Unterrichtstag der 
vierzehn Tagesfrist ist ausschlaggebend für die Einordnung in die 
Stufen und damit die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nase-Bede-
ckung ab dem ersten Unterrichtstag der dritten Unterrichtswoche. 
Ist der jeweilige Landkreis oder die jeweilige kreisfreie Stadt der 
Stufe 1 (grün) zugeordnet, besteht nach der Bekanntgabe nach § 1 
Absatz 2 Satz 6 keine Pflicht, eine Mund-Nase-Bedeckung zu tra-
gen. Ist der jeweilige Landkreis oder die jeweilige kreisfreie Stadt 
der Stufe 2 (gelb) oder einer höheren Stufe zugeordnet, hat jede 
Person, die sich in Schulgebäuden oder in und auf allen schuli-
schen Anlagen aufhält, eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen. Es 
gelten die Ausnahmen des § 4.

§ 4 
Ausnahmen von der Mund-Nase-Bedeckungspflicht

Bei Bestehen einer Pflicht zum Tragen der Mund-Nase-Bede-
ckung sind in Schulen und in und auf allen schulischen Anlagen 
folgende Personen von dieser Pflicht ausgenommen:

1. Personen, die aufgrund einer medizinischen oder psychischen 
Beeinträchtigung oder wegen einer Behinderung keine Mund-
Nase-Bedeckung tragen können. Die Einschränkung des Tra-
gens einer Mund-Nase-Bedeckung aufgrund einer medizini-
schen oder psychischen Beeinträchtigung oder Behinderung 
ist glaubhaft zu machen. Im Zweifel kann die Vorlage eines 
ärztlichen Attestes verlangt werden;

2. Personen bei der unmittelbaren Nahrungs- oder Flüssigkeits-
aufnahme;

3. Schülerinnen und Schüler, die sich in einer definierten Gruppe 
im Freien bewegen; 

4. schulzugehörige Personen, die sich im Freien aufhalten und 
den Mindestabstand von 1,5 Meter einhalten;
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5. Personen, die sich allein in einem Raum befinden;

6. Kinder, die im Rahmen der teilstationären Frühförderung be-
treut werden;

7. pädagogisches Personal, das im Förderschwerpunkt Sprache 
oder Hören tätig ist und pädagogisch notwendige Übungen 
durchführt, bei denen das Tragen einer Mund-Nase-Bede-
ckung der Erfüllung des pädagogischen Zwecks entgegen-
steht;

8. Integrationshelferinnen und Integrationshelfer, die Schülerin-
nen und Schüler mit dem Förderschwerpunkt Sprache oder 
Hören begleiten;

9. das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung oder Atemschutz-
maske im Sinne des § 1 Absatz 3 ist unter Einhaltung des 
Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur 
Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderungen, die 
auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist;

10. Schülerinnen und Schüler während des Musikunterrichts, des 
Unterrichts zum Darstellenden Spiel, des Sportunterrichts 
oder des Schwimmunterrichts gemäß den Regelungen des Hy-
gieneplans für SARS-CoV-2 in der jeweils gültigen Fassung;

11. Personen, bei denen Testungen auf das Coronavirus SARS-
CoV-2 unmittelbar durchgeführt werden.

§ 5 
Mund-Nase-Bedeckungspflicht im Rahmen  

der mobilen Frühförderung

Pädagogische Fachkräfte mit sinnesspezifischer Kompetenz, die 
im Rahmen der mobilen Frühförderung tätig sind, müssen eine 
Mund-Nase-Bedeckung tragen, soweit die Erfüllung des Förder-
zwecks dem nicht entgegensteht. Es handelt sich hierbei um eine 
Dienstpflicht. Die Ausnahmeregelung in § 4 Nummer 1 gilt ent-
sprechend. Von der Aufnahme von Nahrung und Flüssigkeiten ist 
soweit möglich abzusehen.

§ 6 
Schulische Veranstaltungen

(1) Darf aufgrund einer behördlichen Verfügung Präsenzunter-
richt in der Schule nicht stattfinden, so ist die Unverzichtbarkeit 
einer schulischen Veranstaltung gemäß Teil 7 SchulG M-V der 
öffentlichen Schulen oder schulische Veranstaltungen, die der 
Umsetzung der Pflicht aus § 117 Satz 2 SchulG M-V der Schulen 
in freier Trägerschaft dienen, in Präsenz durch die zuständige 
Schulbehörde zu bestätigen.

(2) Für die Durchführung von schulischen Veranstaltungen gemäß 
Teil 7 SchulG M-V der öffentlichen Schulen oder schulische Ver-
anstaltungen, die der Umsetzung der Pflicht aus § 117 Satz 2 
SchulG M-V der Schulen in freier Trägerschaft dienen, in Prä-
senz, in Schulen oder in und auf schulischen Anlagen stattfinden, 
gelten folgende Regelungen:

1. Die Einhaltung des erforderlichen Mindestabstandes von  
1,5 Meter zwischen Personen, ausgenommen zwischen Ange-
hörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebe-
dürftiger, ist durchgängig zu sichern.

2. Für alle teilnehmenden Personen ist ein fester Sitzplatz vorzu-
sehen.

3. Für alle teilnehmenden Personen ist das Tragen einer Mund-
Nase-Bedeckung Pflicht. Es gelten die Ausnahmen nach § 4 
Nummer 1, 3 und 8. Von der Aufnahme von Nahrung und 
Flüssigkeiten ist soweit möglich abzusehen. Das Abnehmen 
der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindest-
abstandes von 1,5 Metern zulässig, solange es zur Kommuni-
kation mit Menschen mit Hörbehinderungen, die auf das Lip-
penlesen angewiesen sind, erforderlich ist. Sofern solche Ver-
anstaltungen im Außenbereich stattfinden, gilt die Pflicht zum 
Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung nicht am Sitzplatz.

4. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu 
erfassen, die mindestens die folgenden Angaben enthalten 
muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefon-
nummer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist 
vom Veranstalter oder der Veranstalterin für die Dauer von vier 
Wochen nach Ende der Veranstaltung aufzubewahren und der 
zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1  
Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern 
auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden 
personenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, 
insbesondere nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet wer-
den. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutz-
grundverordnung kann durch einen Aushang erfüllt werden. 
Die Anwesenheitsliste ist so zu führen und zu verwahren, dass 
die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere 
Veranstaltungsteilnehmer, nicht zugänglich sind. Wenn sie 
nicht von der Gesundheitsbehörde angefordert wird, ist die An-
wesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungs-
frist zu vernichten. Die Personen, die sich in die Anwesenheits-
liste einzutragen haben, sind verpflichtet, vollständige und 
wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder 
der zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die ange-
gebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkun-
dig falsche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Perso-
nen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern oder un-
vollständige oder falsche Angaben machen, sind von der Veran-
staltung auszuschließen. Die verpflichtende Dokumentation zur 
Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form erfolgen. 
Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprüfung 
durchzuführen.

5. Die anwesenden Personen sind in geeigneter Weise (zum Bei-
spiel durch Hinweisschilder an Eingangstüren) darauf hinzu-
weisen, dass deren Teilnahme an der Veranstaltung ausge-
schlossen ist, wenn sie Symptome aufweisen, die auf eine 
Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür jeweils aktuel-
len Kriterien des Robert Koch-Instituts hinweisen. Diese res-
piratorischen Symptome entsprechen denen des § 7 Absatz 1 
Satz 3. Das gilt nicht, wenn das Ergebnis einer bei diesen Per-
sonen vorgenommenen PCR-Testung auf das Vorliegen einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, die höchstens 
48 Stunden vor der Veranstaltung vorgenommen worden ist, 
negativ ausfällt.
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6. Speisen und Getränke dürfen nicht angeboten werden.

7. Die Teilnahme an Veranstaltungen ist im Innenbereich nur für 
Personen zulässig, die ein negatives Ergebnis einer gemäß  
§ 1a der Corona-LVO M-V durchgeführten Testung auf eine 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen. Die 
Vorgabe nach Satz 1 gilt für geimpfte und genesene Personen 
gemäß § 7 Absatz 2 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnah-
meverordnung als erfüllt. Personen, die der Teststrategie an 
den Schulen unterfallen, ist ebenfalls der Zutritt zu gewähren.

8. Die Schulen in freier Trägerschaft haben für die Durchfüh-
rung der bezeichneten Veranstaltungen ein Hygiene- und Si-
cherheitskonzept zu entwickeln, welches umzusetzen und auf 
Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne 
des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklen-
burg-Vorpommern vorzulegen ist.

(3) Schulische Veranstaltungen, die durch die Schulleitung oder 
eine von dieser autorisierten Person, die der Schule angehört, in-
nerhalb oder außerhalb des Schulgeländes organisiert und durch-
führt werden, unterliegen lediglich einer Anzeigepflicht bei der 
zuständigen Gesundheitsbehörde, soweit die Auflagen gemäß Ab-
satz 4 eingehalten werden. Die Regelungen der Corona-LVO M-V 
in der jeweilig geltenden Fassung sind zu beachten. Das Tanzen 
und der Ausschank von Alkohol sind verboten. Alle anderen Ver-
anstaltungen, die nicht durch die Schulleitung oder eine von dieser 
autorisierten Person, die der Schule angehört, organisiert werden, 
sind als private Veranstaltungen einzustufen und unterliegen den 
Regelungen der Corona-LVO M-V in der jeweilig geltenden Fas-
sung, insbesondere einem Genehmigungsvorbehalt der jeweiligen 
Gesundheitsbehörde.

(4) Die Schulen können unter Berücksichtigung der örtlichen und 
personellen Gegebenheiten und unter Einhaltung der einschlägi-
gen Hygieneregeln für die Zeugnisausgabe und die Schulentlas-
sungen, soweit es sich um schulische Veranstaltungen gemäß Ab-
satz 3 Satz 1 handelt, bis zu 600 Personen im Freien und 200 
Personen in den Gebäuden zur Veranstaltung zulassen. Für den 
Innenbereich müssen die Teilnehmer ein negatives Ergebnis einer 
gemäß § 1a der Corona-LVO M-V durchgeführten Testung auf 
eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen. Die 
Vorgabe nach Satz 2 gilt für geimpfte und genesene Personen ge-
mäß § 7 Absatz 2 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmever-
ordnung als erfüllt. Personen, die der Teststrategie an den Schulen 
unterfallen, ist ebenfalls der Zutritt zu gewähren. Der Abstand 
zwischen den verpflichtend zur Verfügung zu stellenden Sitzplät-
zen muss den Mindestabstand von 1,5 Meter einhalten, ausge-
nommen zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleit-
personen Pflegebedürftiger. Alternativ kann der Abstand zwischen 
den Sitzplätzen auf jeweils einen Sitzplatz Abstand reduziert wer-
den (sogenanntes Schachbrettschema). In Bezug auf die Pflicht, 
eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen, wird auf §§ 2 und 4 ver-
wiesen. Sofern solche Veranstaltungen im Außenbereich stattfin-
den, gilt die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung 
nicht am Sitzplatz.

(5) Wird in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt die Stufe 2 
(gelb) der risikogewichteten Einstufung an mindestens fünf aufein-
anderfolgenden Tagen unterschritten, können die Landkreise oder 
kreisfreien Städte in Bezug auf die vorgenannten Veranstaltungen 
weitere Öffnungsschritte zulassen; die Allgemeinverfügungen sind 

dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Sport anzuzeigen 
und es ist das Einvernehmen mit dem Ministerium für Bildung und 
Kindertagesstätten herzustellen.

§ 7 
Erklärung über das Reiseverhalten, Betretungsverbot, 

Handlungsempfehlung bei leichten Symptomen

(1) Volljährige Schülerinnen und Schüler oder bei minderjährigen 
Schülerinnen und Schülern deren Erziehungsberechtigte sind ver-
pflichtet, eine Erklärung über die Einreise aus einem Gebiet nach 
§ 2 der Coronavirus-Einreiseverordnung und das Nichtbestehen 
einer Absonderungspflicht nach der Coronavirus-Einreiseverord-
nung in der Schule abzugeben. Personen dürfen die Schule nicht 
betreten, wenn sie Symptome aufweisen, die auf eine Erkrankung 
mit COVID-19 hinweisen. Als solche respiratorischen Symptome 
gelten z.B. Husten (nicht durch chronische Erkrankung verur-
sacht), Halsschmerzen, Schnupfen (nicht durch Heuschnupfen 
oder Allergie verursacht), Fieber (größer oder gleich 38 Grad Cel-
sius), Kopf- oder Gliederschmerzen, Störung des Geruchs- und 
Geschmackssinns oder gastrointestinale Symptome (Durchfall, 
Erbrechen). Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat diese Betre-
tungsverbote durchzusetzen. Für die Schülerinnen und Schüler 
mit akuter respiratorischer Symptomatik ist in Bezug auf SARS-
CoV-2 die Handlungsempfehlung für Kindertageseinrichtungen, 
Kindertagespflegestellen und Schulen bei Kindern mit Akuter 
Respiratorischer Symptomatik (ARE) des Landesamtes für Ge-
sundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern in der jeweils 
aktuellen Fassung zu beachten. Schülerinnen und Schüler, die ei-
ne mit COVID-19 zu vereinbarende Symptomatik entsprechend 
der Auflistung in Satz 3 aufweisen sind vom Schulbesuch ausge-
schlossen. Ein Schulbesuch kann erst wieder erfolgen, wenn 
durch die Erziehungsberechtigten der minderjährigen Schülerin-
nen und Schüler oder durch die volljährigen Schülerinnen und 
Schüler selbst, eine Selbsterklärung vorgelegt wird, nach welcher 
entweder die Schülerinnen und Schüler einen negativen Nuklein-
säurenachweis (z.B. PCR-Test) besitzen und seit 48 Stunden symp-
tomfrei sind, oder ein Schulbesuch nach ärztlicher Einschätzung 
möglich ist.

(2) Bei Vorliegen leichter Erkältungssymptome (Kratzen im Hals, 
Halsschmerzen, leichte Abgeschlagenheit, leichte Kopf- oder 
Gliederschmerzen, verstopfte und oder laufende Nase, Niesen, 
leichter Husten, kein Fieber, keine Atemnot, kein Geruchs- oder 
Geschmacksverlust) ist grundsätzlich ein Schulbesuch möglich. 
Es wird jedoch empfohlen einen anerkannten Antigen-Selbsttest 
auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 in der 
Häuslichkeit zweimalig in den ersten 5 Tagen ab Symptombeginn 
durchzuführen. 

§ 7a 
Regelungen zum Schulbetrieb unter  

Pandemiebedingungen

(1) In allen Jahrgangsstufen gilt Präsenzpflicht für alle Schulbe-
reiche (Primar- und Sekundarbereich I und II). Es findet ein tägli-
cher Präsenzunterricht in Form eines Regelbetriebs unter Pande-
miebedingungen statt. Im begründeten Einzelfall und bei Vorlie-
gen triftiger Gründe können Schülerinnen und Schüler aufgrund 
der einschlägigen Regelungen des Hygieneplans für SARS-CoV-2 
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in der jeweils aktuellen Fassung durch die zuständige Schulbehör-
de auf Antrag der volljährigen Schülerinnen und Schüler oder bei 
minderjährigen Schülerinnen und Schülern deren Erziehungs-
berechtigte gemäß § 48 Absatz 2 Schulgesetz vom Besuch der 
Schule befreit werden. Diese Schülerinnen und Schüler werden in 
 Distanz beschult.

(2) Das Gesundheitsamt schätzt ein, ob ein Infektionsgeschehen 
vorliegt, das in dem jeweiligen Kreis oder der jeweiligen kreisfrei-
en Stadt homogen oder lokal oder altersspezifisch begrenzt und 
eingedämmt werden muss. Auf Grundlage dieser Einschätzung 
kann das jeweilige Gesundheitsamt im Benehmen mit dem Minis-
terium für Bildung und Kindertagesstätten festlegen, ob bestimm-
te Jahrgangsstufen oder einzelne Schulen in dem Gebiet dieses 
Landkreises oder dieser kreisfreien Stadt oder nur lokal begrenzt 
im Wechselunterricht oder Distanzunterricht beschult werden. 
Das Gesundheitsamt beurteilt, ob im Sinne der COVID-19-Schutz-
maßnahmen-Ausnahmenverordnung vollständig geimpfte und 
ge  nesene Schülerinnen und Schüler weiterhin am Präsenzunter-
richt teilnehmen können.

(3) Soweit das Gesundheitsamt Wechselunterricht nach Absatz 2 
Satz 2 anordnet, gelten die folgenden Regelungen:

1. In den Jahrgangstufen 1 bis 6 und den Abschlussjahrgängen 
gemäß § 1 Absatz 4 findet ein täglicher Präsenzunterricht in 
Form eines Regelbetriebes unter Pandemiebedingungen statt.

2. Für die Abschlussjahrgänge gemäß § 1 Absatz 5 findet täglich 
Präsenzunterricht in Form eines Regelbetriebes unter Pande-
miebedingungen statt, wenn kein Präsenzunterricht für die 
Abschlussjahrgänge gemäß § 1 Absatz 4 in der jeweiligen 
Schulart mehr stattfindet. Diese schulorganisatorische Ent-
scheidung steht im Ermessen der jeweiligen Schule in Abhän-
gigkeit von personellen und räumlichen Ressourcen.

3. Weiterhin wird Präsenzunterricht in den Ausbildungsklassen 
und den Klassen des schulischen Teils der berufsvorbereiten-
den Bildungsgänge (BvB) gemäß § 1 Nummer 5 der Berufs-
schulverordnung in der Justizvollzugsanstalt Neustrelitz er-
teilt.

4. Für Schülerinnen und Schüler der beruflichen Schulen wird 
die Durchführung des fachpraktischen Unterrichts in den Aus-
bildungen der Gesundheitsfachberufe, die der Fachaufsicht 
des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Sport unterfal-
len, gewährleistet.

5. An Schulen mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwick-
lung oder Unterricht kranker Schülerinnen und Schüler findet 
für Schülerinnen und Schüler je nach örtlichen Gegebenheiten 
sowie auf der Grundlage der individuellen Förderplanung Prä-
senzunterricht statt.

6. Soweit Wechselunterricht stattfindet, dient dies der Wahrung 
des Mindestabstands von 1,5 Meter. Die jeweilige Lerngruppe 
ist zu diesem Zweck gegebenenfalls zu teilen. Die Gruppen-
größe der Lerngruppe soll sich an der Größe des jeweils ge-
nutzten Raumes ausrichten. Nähere Bestimmungen zum 
Wechselunterricht werden durch Erlass des Ministeriums für 
Bildung und Kindertagesstätten geregelt.

(4) Soweit das Gesundheitsamt Distanzunterricht nach Absatz 2 
Satz 2 anordnet, gelten die folgenden Regelungen:

1. In den allgemein bildenden Schulen wird in den Jahrgangstu-
fen 1 bis 6 eine Notbetreuung für Schülerinnen und Schüler 
gewährleistet.

2. Über die Inanspruchnahme der Notbetreuung entscheidet die 
Schulleitung. Bei der Entscheidung über die Ausnahmen der 
Notbetreuung ist restriktiv zu verfahren. Für die Notbetreuung 
sind grundsätzlich die üblichen Beschulungszeiten maßgeb-
lich. Die Schülerinnen und Schüler sind hierfür anzumelden. 
In der Notbetreuung sind die Schülerinnen und Schüler in 
voneinander getrennten Gruppen mit möglichst konstanter 
Gruppenzusammensetzung und möglichst konstanten Be-
zugspersonen zu betreuen. Dabei sind die Hinweisschreiben 
des Ministeriums für Bildung und Kindertagesstätten zu be-
achten. Die Betreuung von Schülerinnen und Schülern mit 
komplexen Behinderungen und gesundheitlichen Beeinträch-
tigungen ist unabhängig vom Alter und der Beschäftigungssi-
tuation der Erziehungsberechtigten immer sicherzustellen. 
Für minderjährige Personen haben die Erziehungsberechtig-
ten für die Erfüllung der Untersagung der Teilnahme am Prä-
senzunterricht zu sorgen. Erziehungsberechtigte im Sinne 
dieser Verordnung sind die Personensorgeberechtigten im 
Sinne des § 138 Absatz 2 des Schulgesetzes.

3. Für die Schülerinnen und Schüler der Abschlussjahrgänge ge-
mäß § 1 Absatz 4 findet ein täglicher Präsenzunterricht unter 
Pandemiebedingungen statt. Dies gilt nur, wenn der Mindest-
abstand von 1,5 Meter eingehalten werden kann. Ansonsten 
findet die Beschulung in Form von Wechselunterricht statt. 
Die jeweilige Lerngruppe ist zu diesem Zweck gegebenenfalls 
zu teilen. Die Gruppengröße der Lerngruppe soll sich an der 
Größe des jeweils genutzten Raumes ausrichten. Nähere Be-
stimmungen zum Wechselunterricht werden durch Erlass des 
Ministeriums für Bildung und Kindertagesstätten geregelt.

4. Prüfungsvorbereitungen und Konsultationen sind für die 
Schülerinnen und Schüler, die in diesem Schuljahr ihre Prü-
fung ablegen, durch die Schulen eigenverantwortlich zu orga-
nisieren. Die Form der Vermittlung von Lerninhalten und die 
Unterstützung der Schülerinnen und Schüler bei anstehenden 
Prüfungsvorbereitungen können sowohl in Präsenz als auch 
digital in Distanz realisiert werden. Die Teilnahme am vorbe-
reitenden Unterricht ist freiwillig.

5. Für die Schülerinnen und Schüler der Abschlussjahrgänge ge-
mäß § 1 Absatz 5 findet ebenfalls ein täglicher Präsenzunter-
richt unter Pandemiebedingungen statt, wenn kein Präsenzun-
terricht für die Abschlussjahrgänge gemäß § 1 Absatz 4 in der 
jeweiligen Schulart mehr stattfindet. Diese schulorganisatori-
sche Entscheidung steht im Ermessen der jeweiligen Schule in 
Abhängigkeit von personellen und räumlichen Ressourcen. Der 
Mindestabstand von 1,5 Meter ist dabei einzuhalten. Wenn der 
Mindestabstand von 1,5 Meter nicht eingehalten werden kann, 
ist allenfalls die Beschulung im Wechselunterricht möglich. Die 
jeweilige Lerngruppe ist zu diesem Zweck gegebenenfalls zu 
teilen. Die Gruppengröße der Lerngruppe soll sich an der Größe 
des jeweils genutzten Raumes ausrichten. Nähere Bestimmun-
gen zum Wechselunterricht werden durch Erlass des Ministe-
riums für Bildung und Kindertagesstätten geregelt.
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6. Weiterhin wird Präsenzunterricht in den Ausbildungsklassen 
und den Klassen des schulischen Teils der berufsvorbereitenden 
Bildungsgänge (BvB) gemäß § 1 Nummer 5 der Berufsschul-
verordnung in der Justizvollzugsanstalt Neustrelitz erteilt.

7. Für Schülerinnen und Schüler der beruflichen Schulen wird 
die Durchführung des fachpraktischen Unterrichts in den Aus-
bildungen der Gesundheitsfachberufe, die der Fachaufsicht 
des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Sport unterfal-
len, gewährleistet.

(5) In den Schulen wird die Abnahme von Abschlussprüfungen 
sowie etwaige andere Prüfungen (Kammerprüfungen, Kenntnis-
prüfungen im Rahmen der Berufsanerkennung ausländischer Ge-
sundheitsfachberufe etc.) gewährleistet. Nähere Vorgaben zur 
Durchführung von Prüfungen werden durch Erlass des Ministeri-
ums für Bildung und Kindertagesstätten geregelt. Für die Ab-
schlussprüfungen gelten die Hygiene- und Organisationshinweise 
für die schulischen Abschlussprüfungen 2021.

§ 8 
Meldepflicht

Volljährige Schülerinnen und Schüler, beziehungsweise bei min-
derjährigen Schülerinnen und Schülern deren Erziehungsberech-
tigte, sind verpflichtet, der Schule unverzüglich zu melden, falls 
die Schülerinnen oder Schüler Kontakt mit einer nachweislich auf 
SARS-CoV-2 positiv getesteten Person (zusammenhängend mehr 
als 10 Minuten Gesichtskontakt zu einer mit SARS-CoV-2 infi-
zierten Person) hatten.

§ 9 
Weitergehende Anordnungen

(1) Die zuständigen Behörden sind berechtigt, im Benehmen mit 
dem Ministerium für Bildung und Kindertagesstätten und in Ab-
hängigkeit vom jeweiligen Infektionsgeschehen weitergehende 
infektionsschutzrechtliche Maßnahmen zu treffen. Die weiterge-
henden infektionsschutzrechtlichen Maßnahmen sind spätestens 
zwei Tage vorher bekannt zu geben. Dabei ist der Erlass des Mi-
nisteriums für Soziales, Gesundheit und Sport zur MV-Corona-
Ampel in seiner jeweils gültigen Fassung zu beachten.

(2) Bestehen beim zuständigen Gesundheitsamt gewichtige An-
haltspunkte dafür, dass sich eine Virus-Mutation mit besonderem 
Gefährdungsgrad in diesem Landkreis beziehungsweise dieser 
kreisfreien Stadt ausbreiten wird und aufgrund eines diffusen In-
fektionsgeschehens, also nicht nur lokal, eine besondere Infekti-
onsgefahr besteht, haben die zuständigen Behörden grundsätzlich 
den Besuch von Schulen in dem Gebiet dieses Landkreises oder 
dieser kreisfreien Stadt, unter Umständen auch räumlich begrenzt, 
einzuschränken oder befristet zu untersagen.

§ 10 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft und 
am 31. Dezember 2021 außer Kraft. Gleichzeitig tritt die 3. Schul-
Corona-Verordnung vom 12. Mai 2021 (GVOBl. M-V S. 541), die 
zuletzt durch die Verordnung vom 29. Oktober 2021 (GVOBl. 
M-V S. 1459) geändert worden ist, außer Kraft.

Schwerin, den 30. November 2021

Die Ministerin für Bildung 
und Kindertagesstätten 

Simone Oldenburg
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Artikel 1 
Änderung der Corona-Kindertagesförderungsverordnung

§ 10 der Corona-Kindertagesförderungsverordnung vom 25. N  o -
vember 2021 (GVOBl. M-V S. 1718), wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „17. Mai 2021“ durch die 
Angabe “11. Mai 2021” ersetzt.

2. In Absatz 2 wird die Angabe „27. Dezember 2022“ durch die 
Angabe „31. Dezember 2021“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

_____ 

* Ändert VO vom 25. November 2021; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 2126 - 13 - 59

Erste Verordnung zur Änderung der Corona-Kindertagesförderungsverordnung*

Vom 30. November 2021

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit §§ 28 Absatz 1, 28a Absatz 7 und 30 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes 
vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBl. I S. 4906) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 12 Absatz 2 der Corona-LVO M-V vom 23. November 2021 (GVOBl. M-V S. 1534), die zuletzt durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 26. November 2021 (GVOBl. M-V 1726) geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Bildung 
und Kindertagesstätten im Einvernehmen mit dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Sport:

Schwerin, den 30. November 2021

Die Ministerin für Bildung 
und Kindertagesstätten 

Simone Oldenburg
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Artikel 1 
Erste Änderung der Hochschul-Corona-Verordnung

Die Hochschul-Corona-Verordnung vom 29. November 2021 
(GVOBl. M-V S. 1742) wird wie folgt geändert:

In § 11 Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Gleichzeitig tritt die Hochschul-Corona-Verordnung vom 25. Au-
gust 2021 (GVOBl. M-V S. 1297), die zuletzt durch die Verordnung 
vom 29. Oktober 2021 (GVOBl. M-V S. 1458) geändert worden ist, 
außer Kraft.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

_____ 

* Ändert VO vom 29. November 2021; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 2126 - 13 - 60

Erste Verordnung zur Änderung der Hochschul-Corona-Verordnung 
(1. CoronaHochschulVO ÄndVO M-V)*

Vom 30. November 2021

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit den §§ 28 Absatz 1 und 28a des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I  
S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBl. I S. 4906) geändert worden ist, in Verbindung mit 
§ 12 Absatz 7 der Corona-LVO M-V vom 23. November 2021 (GVOBl. M-V S. 1534), die zuletzt durch Verordnung vom 26. Novem-
ber 2021 (GVOBl. M-V S. 1726) geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und Europaange-
legenheiten im Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium:

Schwerin, den 30. November 2021

Die Ministerin für Wissenschaft, 
Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten 

Bettina Martin
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Artikel 1 
Zweite Änderung der Corona-LVO M-V

Die Corona-LVO M-V vom 23. November 2021 (GVOBl. M-V  
S. 1534), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 26. No-
vember 2021 (GVOBl. M-V S. 1726) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1. In § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Sätze 1 und 2 werden jeweils die Wörter „so-
wie § 1f Absatz 1“ durch die Wörter „, § 1f Absatz 1 sowie 
die in dieser Verordnung genannten Maßnahmen, die an 
die Stufe 2 der risikogewichteten Einstufung gemäß § 1 
Absatz 3 anknüpfen“ ersetzt.

b) In Absatz 5 Sätze 1 und 2 werden jeweils die Wörter „so-
wie § 1g Absatz 1“ durch die Wörter „, § 1g Absatz 1 so-
wie die in dieser Verordnung genannten Maßnahmen, die 
an die Stufe 3 der risikogewichteten Einstufung gemäß  
§ 1 Absatz 3 anknüpfen“ ersetzt.

c) In Absatz 6 Sätze 1 und 2 werden jeweils die Wörter „so-
wie § 1g Absätze 2 und 3“ durch die Wörter „, § 1g Ab-
sätze 2 und 3 sowie die in dieser Verordnung genannten 
Maßnahmen, die an die Stufe 4 der risikogewichteten Ein-
stufung gemäß § 1 Absatz 3 anknüpfen“ ersetzt.

d) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

 „(7) Das für Gesundheit zuständige Ministerium macht 
den Tag, ab dem die Maßnahmen nach § 1 Absätze 4, 5 
oder 6 landesweit gelten beziehungsweise außer Kraft tre-
ten, durch Veröffentlichung im Internet (https://www.re-
gierung-mv.de/Landesregierung/sm/Service/Corona/Be-
kanntmachung/) bekannt.“

2. § 1a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 8 Nummer 2 Satz 1 wird die Angabe „Absätze 2“ 
durch die Angabe „Absätze 3“ ersetzt.

b) Absatz 9 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „die der Teststrategie an 
den allgemein bildenden und beruflichen Schulen ge-
mäß § 1a Absatz 1 der 3. Schul-Corona-Verordnung“ 
durch die Wörter „die einer Teststrategie an den allge-
mein bildenden und beruflichen Schulen gemäß der 
jeweils geltenden Schul-Corona-Verordnung“ er  setzt.

bb) Satz 2 wird gestrichen.

3. § 1g wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß 
§ 1 Absatz 2 der Stufe 4 der risikogewichteten Einstufung 
zugeordnet, so ist unter der Voraussetzung des § 1 Ab-
satz 3 eine private Zusammenkunft von Personen, die we-
der geimpft noch genesen sind nach § 2 Nummer 2 und 
Nummer 4 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmen-
verordnung, im Innenbereich mit mehr als 5 Personen aus 
bis zu zwei Haushalten und im Außenbereich mit mehr als 
10 Personen unabhängig von der Haushaltsanzahl unter-
sagt. Ehegatten, eingetragene Lebenspartner und Lebens-
gefährten, die nicht gemeinsam in einem Haushalt leben, 
gelten als ein Hausstand. Dazugehörige Kinder bis 14 Jah-
re sowie dazugehörige notwendige Begleitpersonen eines 
Menschen mit Behinderungen aus Gründen der erforder-
lichen Betreuung des Menschen mit Behinderungen wer-
den nicht mitgerechnet.“

b) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 4“ durch die Angabe „§ 2 
Nummer 2 und Nummer 4“ ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. der Zutritt für Publikumsverkehr zu Einrichtun-
gen und Angeboten nach § 2 Absätze 5, 7, 10, 12, 
14 bis 16, 20, 21, 23, 24, 26, 27 und 30,“

bb) Nummer 3 wird aufgehoben. 

d) Nach Absatz 4 werden folgende Absätze 4a und 4b einge-
fügt:

 „(4a) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß 
§ 1 Absatz 2 an mindestens sieben aufeinanderfolgenden 
Tagen der Stufe 4 der risikogewichteten Einstufung zuge-
ordnet und droht in diesem oder dieser eine weitergehende 
Überlastung des Gesundheitssystems, so ist bis zum 15. 
Dezember 2021 unter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3 
der Zutritt für Publikumsverkehr zu den Innenbereichen 
von Einrichtungen und Angeboten nach § 2 Absätze 8, 11 
und 13 in den betreffenden Landkreisen und kreisfreien 
Städten untersagt. Die Feststellung nach Satz 1 trifft die 
zuständige Gesundheitsbehörde im Einvernehmen mit 
dem für Gesundheit zuständigen Ministerium. Die be-
nannten Maßnahmen gelten ab dem die Feststellung fol-
genden Tag. Die Feststellung nach Satz 1 sowie die gel-
tenden Maßnahmen sind öffentlich bekannt zu machen.

_____ 

* Ändert LVO vom 23. November 2021; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 2126 - 13 - 56

Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Corona-LVO M-V*

Vom 30. November 2021

Aufgrund des § 32 Satz 1 und Satz 2 in Verbindung mit den §§ 28 Absatz 1, 28a, 29, 30 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes 
vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBl. I S. 4906) geändert 
worden ist, und des § 7 Satz 1 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1), die 
zuletzt durch Artikel 20a des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBl. I S. 4906) geändert wurde verordnet die Landesregierung:
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 (4b) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß 
§ 1 Absatz 2 an mindestens sieben aufeinanderfolgenden 
Tagen der Stufe 4 der risikogewichteten Einstufung zu-
geordnet und droht in diesem oder dieser eine weiterge-
hende Überlastung des Gesundheitssystems, so ist bis 
zum 15. Dezember 2021 unter der Voraussetzung des § 1 
Absatz 3 der Zutritt für Publikumsverkehr zu den Außen-
bereichen von Einrichtungen und Angeboten nach § 2 Ab-
sätze 8, 11 und 13 in den betreffenden Landkreisen und 
kreisfreien Städten zu gewährleisten, dass bei dem Be-
trieb, der Veranstaltung oder dem Angebot ausschließlich 
geimpfte oder genesene nach § 2 Nummer 2 und Num-
mer 4 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverord-
nung anwesend sind. Die Feststellung nach Satz 1 trifft die 
zuständige Gesundheitsbehörde im Einvernehmen mit 
dem für Gesundheit zuständigen Ministerium. Die be-
nannten Maßnahmen gelten ab dem die Feststellung fol-
genden Tag. Die Feststellung nach Satz 1 sowie die gel-
tenden Maßnahmen sind öffentlich bekannt zu machen.“

4. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „§ 8 Abs. 1“ durch die 
Angabe „§ 6 Absatz 1“ ersetzt.

b) In Absatz 9 Satz 2 werden nach den Wörtern „Mecklen-
burg-Vorpommern“ die Wörter „bis einschließlich Stufe 3 
der risikogewichteten Einstufung“ eingefügt.

c) In Absatz 9b Satz 1 werden die Wörter „oder höher“ gestri-
chen und die Angabe „7.250“ durch die Angabe „1.000“ 
ersetzt.

5. § 11 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 „(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 
des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig gegen Pflichten aus § 1 Absatz 1 Satz 2, § 1a Absatz 8 
Nummer 1 Sätze 1 bis 5 und Nummer 2 Sätze 1, 3 bis 7, § 1b 
Absatz 2 Sätze 1 und 2, Absätze 4 und 5, § 1d Absatz 1 Satz 1, 
2. Halbsatz, Satz 2, Absatz 2, Absatz 3, Absatz 6 Satz 2;  
Absatz 7 Satz 2, Absatz 8 Satz 2 und Absatz 9, § 1e Absatz 1 
Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 1, Absatz 4, § 1f Absät-
ze 1 bis 5, § 1g Absatz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 1, 
Absatz 4 Satz 1, Absatz 4a Satz 1, Absatz 4b Satz 1, Absatz 5 
Satz 1, Absatz 5a Satz 1 und Absatz 5a Absatz 1, § 2 Absatz 1, 
Absatz 2 Sätze 1 und 3, Absätze 3 bis 13, Absatz 14 Sätze 1 
und 2, Absätze 15 bis 20, Absatz 21 Sätze 2 und 3, Absatz 22 
Sätze 2, 4 und 5, Absätze 23 und 24, Absatz 25 Sätze 2 und 3, 
Absätze 25a bis 28, Absatz 29 Sätze 1 und 3, Absatz 30 Sätze 2 
und 3, § 3 Absätze 1 und 1a, Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 2, 
Absatz 4 Sätze 1, 3 und 4, § 4 Sätze 1, 2, 4 bis 6, § 5, § 6 Absatz 
1, Absatz 2 Sätze 2 bis 4, Absätze 2a und 2b, Absatz 2c Satz 2, 
Absatz 2d Satz 2, Absatz 2e Satz 2, Absatz 2f Satz 2, Absatz 3 
Satz 1, Absatz 4 Satz 2, Absatz 5 Sätze 3 und 4, Absatz 6 Sät-
ze 2 und 3, Absatz 7 Sätze 1 und 5, Absatz 7a Sätze 1, 6 und 7, 
Absatz 8 Sätze 1 und 4, Absatz 9 Sätze 1 bis 4 sowie Absätze 
9a Sätze 1 und 3 und 9b Sätze 1 und 3 verstößt. Satz 1 gilt auch 
bei Zuwiderhandlungen gegen vollziehbare Anordnungen 
aufgrund dieser Verordnung.“

6. In § 13 Absatz 2 wird die Angabe „22. Dezember 2021“ durch 
die Angabe „29. Dezember 2021“ ersetzt.
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7. In Nummer 25 des Anlagenverzeichnisses wird die Spalte „Anlage gilt für“ wie 

folgt gefasst: „ 

 Fahrschulen, Flugschulen und ähnliche Einrichtungen, auch diejenigen für 

Fahrlehrer und Berufskraftfahrer 

 Technische Prüfstelle für den Straßenverkehr“ 

 

8. Anlage 14 Abschnitt I wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1 werden folgende Nummern 2 und 3 eingefügt: 

„2. Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der 

Stufe 4 der risikogewichteten Einstufung zugeordnet, so gilt unter der 

Voraussetzung des § 1 Absatz 3 im Innenbereich eine Begrenzung von 

1 Person pro 10 qm und für den Außenbereich eine Begrenzung von 1 

Person pro 4qm. 

3. Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der 

Stufe 4 der risikogewichteten Einstufung zugeordnet, so sind die 

Veranstaltungsflächen oder Teile davon durch Absperrungen 

abzugrenzen und Einlasskontrollen zur Regulierung der Besucherzahl 

durchzuführen.“ 

b) Die bisherige Nummer 2 wird zur Nummer 4. 

 

9. In Anlage 15 Abschnitt III wird folgende Nummer 8 angefügt: 

„8. Abweichend von Abschnitt I Nummer 3 kann der Abstand zwischen den 

Sitzplätzen auf jeweils ein Sitzplatz Abstand reduziert werden (sogenanntes 

Schachbrettmuster).“ 

10. Die Überschrift in Anlage 25 wird wie folgt gefasst: 

„Auflagen für Fahrschulen, Flugschulen und ähnliche Einrichtungen, auch 

diejenigen für Fahrlehrer und Berufskraftfahrer, sowie die Technische 

Prüfstelle für den Straßenverkehr“ 

 

11. In Anlage 28 Abschnitt I wird nach Nummer 2 folgende Nummer 3 angefügt:  

„3. Ab Stufe 4 der risikogewichteten Einstufung nach § 1 Absatz 3 sind alle 

Veranstaltungen nur mit einer maximalen Gruppengröße von bis zu 10 Personen 

sowie einer Anleitungsperson zulässig.“ 
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12. In Anlage 32 Abschnitt I Nummer 8 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Ab Stufe 3 der risikogewichteten Einstufung nach § 1 Absatz 3 ist in den 

Hygienekonzepten vorzusehen, dass das Tanzen, die Darbietungen und ähnliche 

Aktivitäten zu untersagen sind.“ 

 

13. Anlage 33 Abschnitt I wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 17 wird zur Nummer 16. 

b) In der neuen Nummer 16 Satz 2 werden die Wörter „, jedoch nicht häufiger als 

2 mal wöchentlich,“ gestrichen. 

c) In der neuen Nummer 16 wird nach Satz 5 folgender Satz 6 angefügt: 

„Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 2 

oder höher zugeordnet, so ist unter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3 die 

Inanspruchnahme der in Satz 1 genannten Dienstleistungen und Angebote im 

Innenbereich für ungeimpfte Personen, die einen Nachweis über ein negatives 

Ergebnis einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen, nur zulässig, soweit dieser in einer 

abgetrennten separaten Räumlichkeit gewährleistet werden kann, und für die 

Inanspruchnahme des Angebots gemäß der §§ 1e bis 1g durch geimpfte oder 

genesene Personen nach § 2 Nummer 2 und Nummer 4 COVID-19-

Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung zur Verhinderung der Verbreitung 

von COVID-19 eine andere Räumlichkeit zur Verfügung steht.“ 

 

14. In Anlage 39 Abschnitt I Nummer 10 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 angefügt:  

„Trifft das für Gesundheit zuständige Ministerium eine Feststellung gemäß § 1g 

Absatz 5, ist der Gemeindegesang untersagt.“ 
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Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Schwerin, den 30. November 2021

Die Ministerpräsidentin 
Manuela Schwesig

 Die Ministerin für Soziales, Der Minister für Wirtschaft,  
 Gesundheit und Sport Infrastruktur,Tourismus und Arbeit 
 Stefanie Drese Reinhard Meyer

 Die Ministerin für Justiz, Der Minister für Inneres, 
 Gleichstellung und Verbraucherschutz Bau und Digitalisierung 
 Jacqueline Bernhardt Christian Pegel

 Die Ministerin für Bildung Der Minister für Klimaschutz,  
 und Kindertagesstätten Landwirtschaft, ländliche Räume 
 Simone Oldenburg und Umwelt 
  Dr. Till Backhaus

Die Ministerin für Wissenschaft, Kultur, 
Bundes- und Europaangelegenheiten 

Bettina Martin


